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Griff in die Mottenkiste  
gegen Geflüchtete
Die FDP hat zur letzten Ratssitzung 
einen Antrag gestellt, jetzt alles für 
eine schnelle Einführung der Be-
zahlkarte für Geflüchtete vorzuberei-
ten. Schließlich zog sie ihren Antrag 
zugunsten eines Änderungsantrags 
der CDU zurück, der sich kaum von 
ihrem unterschied. Fast denselben 
Antrag hatte eine Ratssitzung zuvor 
die AfD gestellt. 

Die Linke lehnt die Einführung ei-
ner Bezahlkarte für Geflüchtete ab. 
Der seit neuestem aufgekommene 
Vorwurf, Geflüchtete würden nen-
nenswerte Geldbeiträge nach Hau-
se schicken, hält bei näherer Be-
trachtung nicht stand. 

Ein alleinstehender Geflüchteter 
bekommt im Monat 460 Euro aus-
gezahlt. Ein Alleinstehender im Bür-
gergeldbezug bekommt dagegen 
563 Euro. Wenn 563 Euro das Exis-
tenzminimum abdecken soll, wie viel 

Geld soll man dann von den 460 
Euro noch sparen und nach Hause 
schicken? 

460 Euro ist der Satz für Ge-
flüchtete, die sich selbst mit Es-
sen versorgen müssen. Jeder, der 
in letzter Zeit mal Lebensmittel ein-
kaufen war, weiß selbst wie absurd 
die Vorstellung ist, davon noch Geld 
nach Hause zu schicken.

Die Diskussion diskriminiert Ge-
flüchtete, die danach nur mehr in 
Läden einkaufen können, die die-
se Karte akzeptieren. Erfahrungsge-
mäß scheuen kleinere Läden eher 
den Aufwand, den eine gesonderte 
Abrechnung mit sich bringt. Es sind 
aber oft kleine Läden, die Lebensmit-
tel aus den Herkunftsländern der Ge-
flüchteten verkaufen und somit ein 
Stück Heimat in der Fremde bieten. 

Eine Bezahlkarte ist kein Ersatz 
für ein Bankkonto. In Köln haben zu-

Wie weiter im  
Mülheimer Süden? 

Das ehemalige rechtsrheinische In-
dustriegebiet Otto-und-Langen-
Quartier in Mülheim muss zu einem 
anderen Nutzungszweck transfor-
miert werden. Die Linke hält es für 
absolut notwendig, dass dieses Ge-
biet öffentlich entwickelt, und nicht 
einem privaten Investor überlassen 
wird.

Das Otto-und-Langen-Quar-
tier ist im Besitz der landeseigenen 
„NRW urban“. Sie wurde einst ge-
gründet, um Städte zu unterstützen, 
die mit der Entwicklung von brach 
gefallenen Industriearealen überfor-
dert waren. Es wäre ein Hohn, wenn 
das Land nun an den Investor mit 
dem meisten Geld verkaufen wür-
de. Das wäre im Falle des Otto-und-
Langen-Quartier politisch nicht zu 
verantworten. Denn es könnte zu ei-
ner Fehlentwicklung in der Stadtent-
wicklung führen.

Das circa fünf Hektar große 
Grundstück liegt hinter der ehemali-
gen Hauptverwaltung der KHD. Die 
Hauptverwaltung ist seit 2021 im 
Besitz der Stadt Köln und soll bald 
wieder von Raum 13 bespielt wer-
den. Seinerzeit hat die Stadt den 
Gebäuderiegel im Zuge des Vor-
kaufrechtes erworben. 

Das Gebiet bietet die Möglich-
keit einer alternativen Stadtentwick-
lung von unten. Das ist an dieser 
Stelle besonders wichtig. Ringsum 
wird fast ausschließlich nach ökono-
mischen Prinzipien gehandelt. Das 
bedeutet Spekulation, und seit der 
Zinswende auch Stillstand und Fir-
menpleiten. Das Otto-und-Langen-
Quartier könnte also zu einem Ge-
genpol in einer monostrukturellen 
Umgebung werden. 

Nr. 2, 15. April 2024

Aktion der Mitarbeitenden der Ratsfraktionen von Die Linke, SPD  und Volt am 21. März 
vor dem Rathaus. Siehe auch Seite 8 und 9.
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Mülheimer Süden - Otto-Langen-Quartier

Die Voraussetzungen sind ge-
geben: Das Areal ist im öffentlichen 
Besitz. Es gibt Menschen vor Ort, 
die sich mit der Historie der Indust-
rialisierung auskennen, vor. Es gilt, 
diese Akteure in die Entwicklung 
einzubeziehen. 

Das landeseigene Grundstück 
muss im Zusammenhang mit dem 
städtischen Besitz gesehen werden. 
Eine separate Entwicklung des ge-
fangenen Grundstückteils scheint 
nicht möglich. Einige der dort be-
findlichen Gebäude stehen unter 
Denkmalschutz. 

Der Kölner Rat will das Gelände 
vom Land kaufen. Doch das Land 
stellt sich stur. Die Landesregierung 
will das Areal lieber möglichst teu-
er an einen Privaten verkaufen. Die 
Stadt fordert aber zurecht die Di-
rektvergabe an die Kommune. Das 
ist auch möglich, weil sich mit dem 
Haushaltsgesetz 2024 des Landes 
NRW eine Änderung ergeben hat: 
Das Land kann direkt an die Stadt 
vergeben, wenn eine bestimm-
te Nutzung des Areals zugesichert 

wird. Diese besteht in 100 % ge-
fördertem Wohnungsbau und/oder 
kommunalen Zwecken.

Die Stadt muss nun nachweisen, 
dass sie in der Lage ist, das Areal 
nach den geforderten Bedingungen 
zu entwickeln. Der Bedarf an geför-
derten Wohnungen ist enorm. Die 
Realisierung ist also möglich. Auch 
die Nutzung für kommunale Zwe-
cke ist möglich. Sehr viele sinnvol-
le Dinge können unter dem Begriff 
kommunaler Zweck subsumiert wer-
den, z. B. aus den Bereichen Bil-
dung, Kultur, Sport, Naherholung 
und Wirtschaftsförderung. In all die-
sen Angelegenheiten der kommuna-
len Daseinsvorsorge gibt es Defizi-
te in Köln. Der Nachweis, auf dem 
Areal notwendige kommunale Zwe-
cke verwirklichen zu können, sollte 
machbar sein. 

Politik und Verwaltung müssen 
nun rasch ein schlüssiges Konzept 
beim Land vorlegen. Dann kommt 
das Land nicht um die Direktverga-
be herum. 

Michael Weisenstein

gewiesene Geflüchtete in der Re-
gel bereits ein Konto bei der Spar-
kasse. Lediglich die Geflüchteten in 
den Erstaufnahmeeinrichtungen des 
Landes haben noch kein Konto.

Die Bezahlkarte ist ein Griff in die 
Mottenkiste der Stimmungsmache 
gegen Geflüchtete. Sie stellt Ge-
flüchtete unter Generalverdacht. Da-
hinter steht dieselbe Argumentation 
wie bei den Lebensmittelgutschei-
nen, die auch schon mal eingeführt 
wurden. Sie haben sich schließlich 
als so unpraktikabel erwiesen, dass 
sie wieder abgeschafft wurden.

Was aber verfängt, ist die Er-
zählung, Geflüchtete missbrauchen 
massenhaft unser System. Das ent-
behrt jeglicher Grundlage. Wer die-
se falsche Erzählung in die Welt 
setzt, spielt den Hasspredigern der 
AfD in die Hände. 

Für diesen Antrag stimmten ne-
ben der FDP nur noch die CDU und 
die AfD. So bekam er zum Glück 
keine Mehrheit.

Güldane Tokyürek

Bezahlkarte ...

Frauennachttaxis bald auch in Köln?
München hat als erste Millionen-
stadt in Deutschland Gutscheine für 
Frauennachttaxis eingeführt. Flintas 
(das schließt Frauen, trans*Frauen 
und non-binäre Frauen mit dem Ge-
schlechtseintrag „divers“ ein) kön-
nen dort Gutscheine über 10 Euro 
erhalten, die zur Bezahlung einer 
Taxifahrt zwischen 22 und 6 Uhr ein-
gesetzt werden. Die Taxifahrt muss 
an einer Wohnadresse enden.

Auch andere Städte haben ein 
Angebot für ein Frauen-Nachttaxi,  
z. B. Stuttgart, Hannover, Heidel-
berg oder Freiburg im Breisgau. Es 
trägt der Tatsache Rechnung, dass 
Frauen nachts ein weit größeres 
Unsicherheitsgefühl haben als Män-
ner. Dabei ist es egal, wie hoch die 
statistische Gefahr für einen Über-
griff ist. Das führt oftmals dazu, dass 
Frauen nachts Wege vermeiden und 
auf Aktivitäten verzichten. Das trifft 
in erhöhtem Maß auf arme Frau-
en zu.

Der Arbeitskreis Frauen der 
Fraktion Die Linke hatte beschlos-
sen, einen Prüfantrag zu dem The-
ma zu stellen und dazu alle anderen 

demokratischen Kräfte im Gleich-
stellungsausschuss miteinzuladen, 
Mitantragstellerinnen zu sein. Doch 
unsere Genossinnen aus dem Aus-
schuss für Anregungen und Be-
schwerden machten uns auf eine 
Vorlage aufmerksam. Eine Kölnerin 
hatte eine Mail an den Ausschuss 
geschrieben, in der sie fragte, was 
sie denn tun muss, um ein Nachttaxi 
für Köln in die Wege zu leiten. 

Daraufhin hat der Ausschuss für 
Anregungen und Beschwerden ei-
nen einstimmigen Beschluss ge-
fasst. Die Verwaltung soll nun prü-
fen, wie eine Probephase für ein 
Frauennachttaxi, orientiert am Mün-
chener Modell, eingerichtet wer-
den kann. Wenn der Entwurf und 
die Kostenschätzung vorliegt, muss 
dann nochmal darüber entschie-
den werden. Ob das Frauennacht-
taxi allerdings in naher Zukunft auch 
kommt, ist mehr als fraglich. Die 
Kämmerin hat die hausshaltstragen-
den Fraktionen zum Sparen aufge-
rufen.

Güldane Tokyürek, Sarah Niknamtavin, 
Hannelore Hildebrand, Uschi Röhrig

Zusammen sind wir stark! 

Anläßlich des Internationalen Frauen-
tages waren Frauenorganisationen ins 
Rathaus geladen. Auf dem Markt der 
Möglichkeiten wird netzwerken groß ge-
schrieben. 
Es gibt zwischen den Geschlechtern 
immer noch keine faire Verteilung von 
Einkommen und Carearbeit, Macht und 
Einfluss, sozialer Sicherheit und Schutz 
vor Gewalt. Wir kämpfen, damit sich 
das ändert.
Unsere gleichstellungspolitische Spre-
cherin Sarah Niknamtavin (Mitte), un-
sere Fraktionssprecherin Güldane To-
kyürek (rechts daneben) und unsere 
Sachkundige Einwohnerin im Gleich-
stellungsausschuss Sonja Waszerka 
(vorne) wurden von unserem Ratsmit-
glied Jörg Detjen, der Fraktionsvorsit-
zenden der Linken in 
der Landschaftsver-
sammlung Rheinland 
Ulrike Detjen und un-
serem Kreispartei-
sprecher Marius Vo-
gel besucht.
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„Gegen eine einschränkende und  
  diskriminierende Bezahlkarte“
Interview mit dem Geschäftsführer vom Kölner Flüchtlingsrat, Claus-Ulrich Prölß

Platzjabbeck: Ist denn damit zu 
rechnen, dass in Köln die Bezahl-
karte eingeführt wird?
Claus-Ulrich Prölß: Es gibt jetzt 
schon ganz verschiedene Bezahl-
karten. In Hannover gibt es eine 
Karte, die heißt SocialCard. Die hat 
keinerlei Einschränkungen und ist 
auch diskriminierungsfrei. Man kann 
das Geld, was sich auf dieser Kar-
te befindet, komplett abheben. Dann 
gibt es in Hamburg eine Bezahl-
karte. Damit kann eine erwachse-
ne Person nur 50 Euro in bar abhe-
ben, also nur ein Viertel von dem, 
was laut Bundesverfassungsgericht 
in bar zur Verfügung stehen muss, 
nämlich 204 Euro. Das ist also ei-
gentlich verfassungswidrig. Wir ha-
ben in Greiz eine Bezahlkarte und 
jetzt ab dem 1.4. in bestimmten 
sächsischen Landkreisen, die auch 
sehr einschränkend ist. Also wir ha-
ben bereits jetzt schon einen Fli-
ckenteppich.

Platzjabbeck: Also auch Leute, die 
schon ein Basiskonto haben, krie-
gen dann trotzdem ihr Geld auf die-
se Bezahlkarte, oder?
Claus-Ulrich Prölß: Na ja, also das 
ist eine Möglichkeit und da sieht 
man mal, dass das Ganze eigent-
lich ein Quatsch ist, denn Leute mit 
Basiskonto brauchen keine Bezahl-
karte. Das Sozialamt überweist den 
Regelsatz auf das Konto und gut ist. 
Das zeigt eben auch, dass die Be-
zahlkarte von Anfang an betrachtet 
wird als Instrument, um Leistungen 
einzuschränken. Die Chefinnen und 
Chefs der Staats- und Senatskanz-
leien der Länder haben ja ein Mo-
dell erarbeitet mit Mindeststandards. 
Und da steht eben ganz klar drin, 
dass eine Bargeldabhebung nur ers-
tens im Inland erfolgen darf, aber 
eben nur über einen vorher defi-
nierten Betrag. Überweisungen sind 
nicht möglich, weder im In- und Aus-
land, dass es keine Möglichkeit gibt, 
online Käufe auszuschließen oder 
über Money Transfer Services Geld 
ins Ausland zu schicken. 

Platzjabbeck: Die Argumente der 
Bezahlkarten-Befürworter sind ja, 

dass es dann nicht mehr so attraktiv 
ist, nach Deutschland zu kommen. 
Das zweite: Die überweisen ihr Geld 
ins Ausland, anstatt davon zu leben. 
Die bezahlen davon ihre Schlepper 
und tätigen irgendwelche komischen 
Einkäufe, Alkohol und Drogen. 
Claus-Ulrich Prölß: Vor allem Dro-
gen. Die Argumente führen vollkom-
men ins Leere. Schlepper zahlt man 
vorher... 

Platzjabbeck: Und in anderen Di-
mensionen als das, was hier aufge-
rufen ist.
Claus-Ulrich Prölß: Und dass das 
Geld überwiesen wird in die Her-
kunftsländer, ist auch ein Fake. Es 
gibt dazu Aussagen von Wissen-
schaftlern, die sagen, dass man 
dann Geld ins Ausland, also zu den 
Familien schickt, wenn man selbst 
erwerbstätig wird. Es ist einfach le-
bensfremd zu glauben, dass die 
Leute die 204 Euro Barbetrag nach 
Hause schicken und selbst haben 
sie dann gar nichts mehr. 

Platzjabbeck: Gut, und wie verhält 
sich der Flüchtlingsrat dazu? 
Claus-Ulrich Prölß: Der Flücht-
lingsrat hat sich schon vor längerer 
Zeit gegen eine einschränkende und 
diskriminierende Bezahlkarte ausge-
sprochen. Und wir sind gerade da-
bei, die Kölner Kampagne gegen die 
Bezahlkarte zu initiieren, mit ande-
ren Trägern und Gruppen zusam-
men. Wir werden hier in Köln öffent-
lichkeitswirksam Umtauschaktionen 
durchführen. Wir werden den Leu-
ten die Bezahlkarten abkaufen und 
ihnen dafür das Geld dieser Karte in 
bar auszahlen. Das ist eine Aktion, 
die wir auch schon vor 30 Jahren 
gemacht haben, als es hier im Um-
kreis Wertgutscheine gab. Und wir 
werden die Anwaltskosten für Ge-
richtsverfahren gegen die Bezahl-
karte tragen, mit dem Ziel, dass das 
Bundesverfassungsgericht sich ir-
gendwann damit befasst. Wie ge-
sagt, vorausgesetzt die Bezahlkarte 
ist einschränkend und diskriminie-
rend. Das wissen wir aber erst dann, 
wenn sie da ist. 

Der Runde Tisch für Flüchtlings-

fragen der Stadt Köln beschäftigt 
sich auch mit der Bezahlkarte und 
hat dazu eine Arbeitsgruppe einge-
richtet. Neben den einschlägigen 
städtischen Ämtern nehmen auch 
Sozialverbände, der Flüchtlingsrat 
und Ratsvertreter daran teil, für die 
Linke Jörg Detjen.

Und da wird sich jetzt auch zei-
gen, welche Meinungen sich da he-
rausschälen. Für uns ist es ganz 
klar, dass man nicht nur eine Per-
sonengruppe herausnehmen kann 
und sagen kann ja, die sollen die 
Bezahlkarte bekommen. Also Stich-
wort „unerlaubt eingereiste Perso-
nen“. Auf so was würden wir uns 
nicht einlassen, sondern wenn sie 
diskriminierend und einschränkend 
ist, muss die Bezahlkarte verhindert 
werden und wenn sie da ist, werden 
wir sie entlarven als Instrument der 
Abschreckung. 

Claus-Ulrich Prölß  
ist Geschäftsführer des Kölner Flüchtlings-
rats. Der hat im März sein 40-jähriges Be-
stehen gefeiert. Mit etwa 50 Mitarbeiter*in-
nen unterstützt und berät er Geflüchtete in 
Köln und Umgebung.
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Aus den Ausschüssen
Rechnungsprüfung

„Keine Geschäfte mit Firmen 
in Steueroasen!“ 
So lautet der Beschluss des Rech-
nungsprüfungsausschusses in sei-
ner Sitzung am 19. März. Der Be-
schluss wurde mit den Stimmen von 
Bündnis 90/Die Grünen, SPD, Die 
Linke und Volt gefasst. Er fordert die 
Stadtverwaltung in fünf Punkten auf, 
das Thema aktiv anzugehen.

Grundlage war ein Ratsantrag 
der Fraktion Die Linke vom Juni 
2023, der zur weiteren Bearbei-
tung in den Rechnungsprüfungs-
ausschuss überwiesen wurde. Die 
Ausschussmitglieder diskutierten 
mehrere Monate über das komple-
xe Thema. Die Linke griff viele An-
regungen von Ausschussmitgliedern 
und aus der Verwaltung auf und leg-
te einen modifizierten Antrag vor.

Das Thema ist brisant. Es wird 
auch teilweise angegangen. Das 
kann man daran sehen, dass das 
Land NRW ein Landes-Finanz-Kri-
minalamt aufbaut.

Der Linken geht es vor allem da-
rum, dass das Rechnungsprüfungs-
amt, der Rechnungsprüfungsaus-
schuss und die Verwaltung dieses 
Thema angehen. Spätestens in die-
sem Jahr muss die Stadt sich die-
sem Thema stellen, wenn die Ver-
waltung den Erbbaurechtsvertrag 
mit dem Staatenhaus erneuern und 
verlängern wird.

Unser Vorschlag, bei der Aus-
schreibung die Lage des Geschäfts-
sitzes mit zu berücksichtigen, wäre 
ein kleiner Weg, damit die Verwal-
tung und der Rat nicht übers Ohr 
gehauen werden.

Jörg Detjen
Quelle: Drucksache 0484/2024

Schule

„111 Jahre Hölderlin Gymna-
sium“ setzen sich durch
Vier Jahre dauerte die konfliktrei-
che Diskussion zwischen Verwal-
tung, Ratsgremien und dem Mül-
heimer Hölderlin-Gymnasium über 
die Zukunft der Schule. Die Verwal-
tung plante seine Verlegung an ei-
nen rund einen Kilometer entfern-
ten Standort. Dort wäre es von der 
bisherigen Lage in einem von Mit-

telschichten geprägten Milieu, direkt 
am Mülheimer Stadtgarten gelegen, 
in das Sozialraumgebiet Mülheim-
Nord gerückt, nahe an die Keupstra-
ße. Zwei Minuten zu Fuß hätte sich 
zudem ein weiteres Gymnasium be-
funden.

Diese Pläne führten zu einer 
enorm starken Mobilisierung der 
Schulgemeinde für den Verbleib am 
Stadtgarten. „Das Hölderlin“ sah sei-
ne Identität und seine bisherige so-
ziale Basis bedroht. Deutlich wur-
de, dass gut vernetzte Eltern aus 
den Mittelschichten, die auf Fachleu-
te aus Kölner Architektenkreisen zu-
rückgreifen können, weitaus mehr in 
der Lage sind, langjährige Kampag-
nen zu führen, als etwa nicht-gymna-
siale Schulen in sozial benachteilig-
ten Veedeln. 

Allerdings stießen die Pläne der 
Verwaltung aus guten Gründen bei 
allen Fraktionen im Schulausschuss 
auf Ablehnung: Nicht nur das (nicht 
mehr zu rettende) 100 Jahre alte Ge-
bäude am Stadtgarten hätte abgeris-
sen werden müssen. Auch am neu-
en Standort in der Holweider Straße 
2 wollte die Verwaltung einen nicht 
mehr genutzten Schulbau aus den 
sechziger Jahren durch einen Neu-
bau ersetzen. 

Eine solche Abriss-Orgie passt 
jedoch nicht mehr zur auch im Rat 
mittlerweile verbreiteten Einsicht, 
dass der Gebäudesektor seinen Be-
trag zur Einsparung von CO2-Emis-
sionen leisten muss. In einer Reihe 
von Fachgesprächen, zuletzt in ei-
nem Ortstermin im Gebäude an der 
Holweider Straße 2 wurde deutlich, 
dass der dort befindliche Schulbau 
nach Sanierung und Umbau zwei-
fach genutzt werden kann: Zunächst 
zur Auslagerung des Gymnasiums 
während der mehrjährigen Bauzeit 
am Stadtgarten (ergänzt durch zu-
sätzlich angemietete Räume am 
Wiener Platz), danach aber als Ge-
bäude für eine neue, dringend benö-
tigte Grundschule.

Zudem hat die Stadt Köln nicht 
nur über zwanzig Jahre zu wenig 
Schulraum geplant, so dass im Mo-
ment bei Grund-, Gesamtschulen 
und Gymnasien hektische Anstren-
gungen zur Schaffung von Schulplät-
zen dominieren. Auch verkauft das 
Liegenschaftsamt in dieser Zeit lie-

ber Filetgrundstücke an Investoren, 
anstatt solche für die öffentliche Inf-
rastruktur zu sichern. Nun kommt es 
zu extrem ungünstigen Lösungen, 
wie z.B. der Lage von drei Gesamt-
schulen (!) direkt nebeneinander im 
Gewerbegebiet Vogelsang. 

Dem Hölderlin-Gymnasium ist es 
erspart geblieben, durch Planungen 
am grünen Tisch neben ein weiteres 
Gymnasium versetzt zu werden. Ob 
die Parteien des Rates aber durch-
gängig auf eine gedeihliche Schul-
entwicklung achten oder von Fall zu 
Fall entscheiden, wird sich bald zei-
gen. 

Denn die Verwaltung möchte die 
Gesamtschule Lindenthal, bisher 
auf zwei Standorte aufgeteilt, in ei-
nem Gebäude unterbringen - was 
sinnvoll ist. Aber ausgerechnet der 
die Schule prägende Standort an 
der Berrenrather Straße soll aufge-
geben werden. Denn sechs Kilome-
ter entfernt, in Müngersdorf, steht 
ein Schulgrundstück zur Verfügung. 
Der Nachteil: Es befindet sich nur 
1000 Meter entfernt vom Gewerbe-
gebiet Vogelsang mit seinen aktu-
ell drei Gesamtschulen. Die Links-
fraktion lehnt diese Lösung ab. Es 
ist zu hoffen, dass die Unruhe an der 
Gesamtschule Lindenthal sich bald 
ähnlich produktiv in der Öffentlichkeit 
zeigt wie im Fall des Hölderlin-Gym-
nasiums. 

Heiner Kockerbeck

15-Jahr-Gedenken an der Einsturzstelle
Im Zuge des Baus der Nord-Süd-U-Bahn 
kamen am 3.3.2009 zwei Menschen im 
Wohnhaus Severinstraße 230 ums Leben. 
Das Stadtarchiv stürzte ein. 
Seitdem ist hier eine offene Wunde des 
Städtebaus. Archivkomplex und andere In-
itiativen haben dankenswerterweise jah-
relang den Finger in diese offene Wunde 
mitten in der Stadt gelegt. Sie drängen zu-
recht darauf, dass hier ein würdiger Ort für 
das Gedenken und Diskussionen über die 
Entwicklung unserer Stadt entsteht. Der 
Rat entscheidet in diesem Jahr.

Heiner Kockerbeck
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Schule

Anmeldung 2025 digital?
Auch 2024 waren die Anmeldungen 
an Grund- und Gesamtschulen so-
wie Gymnasien für viele Kinder und 
Eltern mit Enttäuschungen und Un-
sicherheit verbunden. Die Ursa-
che dafür ist der Mangel an Schul-
plätzen, eine Folge von zu geringer 
Bautätigkeit der Stadt über Jahre. 
Große, extern vergebene Aufträge 
an Baukonzerne wirken bislang nur 
mildernd. Zusätzlichen Stress verur-
sacht das Aufnahmeverfahren. Da 
jede Schule allein selbst über die 
Aufnahme eines Kindes entschei-
det, kommt es zu einem teils chaoti-
schen Gewusel zwischen der Stadt, 
die die Eltern anschreibt und das 
Verfahren koordinieren möchte, und 
den über 300 Schulen in Köln. Dies 
geht zu Lasten von Eltern und Kin-
dern, die teils zu spät dringend be-
nötigte Informationen erhalten.

Deshalb beschloss der Schul-
ausschuss Anfang März, dass die 
Verwaltung im kommenden Jahr An-
meldung und Informationen über 
das Internet ermöglichen soll - so-
fern das geht. In den Vorjahren war 
dies immer wieder diskutiert wor-
den, aber am Schulgesetz und an 
fehlenden Vorarbeiten des Lan-
des gescheitert. Jetzt hat die Lan-
desregierung aber ihre Hausaufga-
ben gemacht und seit Januar für die 
Anmeldung an Grund- und weiter-
führenden Schulen ein Online-Ange-
bot eröffnet. 

In der gleichen Sitzung unter-
nahmen FDP und CDU zum zwei-
ten Mal nach 2022 den Vorstoß, das 
vorgezogene Anmeldeverfahren an 
Gesamtschulen per Beschluss ab-
zuschaffen. Dann könnten Eltern ihr 
Kind nicht mehr zuerst an einer Ge-
samtschule anmelden, um dann im 
Fall einer Ablehnung (der ja häu-
fig eintritt) beim allgemeinen Be-
ginn der Anmeldungen eine andere 
Schulform zu wählen. 

Damit biedern die bürgerlichen 
Parteien sich konservativen Stim-
men an, die meinen, dies sei eine 
ungerechte Bevorzugung der Ge-
samtschulen. In der Wirkung wür-
den aber zukünftig Eltern ihr Kind 
oft sicherheitshalber gleich an ei-
nem Gymnasium oder einer Real-
schule anmelden, aus Angst an der 
Gesamtschule abgelehnt zu wer-
den. Sie würden sonst nämlich mög-

licherweise erst in der zweiten An-
melderunde an diesen Schulen 
antreten, wenn die meisten Plätze 
schon vergeben sind. 

In Wahrheit wollen FDP und 
CDU also entweder die Zahl der An-
meldungen an Gesamtschulen kräf-
tig senken oder sie verstehen das 
Verfahren nicht. Anti-Gesamtschul-
Ideologie schädigte dann den Blick 
auf die Wirklichkeit. In jedem Fall 
geht es um Klassenkampf von oben. 
Die Linke, SPD und Grüne stimm-
ten, wie schon 2022, dagegen, Volt 
enthielt sich.            Heiner Kockerbeck

Kultur

NS-Raubgut im  
Kölnischen Stadtmuseum
Im Kölnischen Stadtmuseum leg-
ten stichprobenartige Untersuchun-
gen von Ende 2023 nahe, dass es 
sich bei einigen Beständen um NS-
Raubgut handeln könnte. Das Köl-
ner Stadtmuseum prüft nun bis 
Ende 2024 die Bestände systema-
tisch hinsichtlich ihrer Herkunft. Das 
Forschungsinteresse an der Her-
kunft von Kunst- und Kulturgütern ist 
schon seit einigen Jahren unter dem 
Begriff der Provenienzforschung Ge-
genstand kulturpolitischer Debatten. 
Auch in kulturhistorischen For-
schungsfeldern kommt man um Pro-
venienzforschung glücklicherweise 
nicht mehr herum. Die Erkenntnis-
se aus Untersuchungen von Muse-
ums-, Bibliotheks- und Archivbestän-
den belegen zur Genüge, dass jede 
Menge NS-Raubgut im Umlauf ist. 
Seit langem wird über den Umgang 
mit NS-verfolgungsbedingt entzoge-
nen Kulturgütern in öffentlichen Ein-
richtungen diskutiert.

In der vergangenen Sitzung des 
Kulturausschusses am 12. März lob-
te die Verwaltung einen „kostenneu-
tralen Projektstart durch erfolgrei-
ches Fundraising“. Finanziert wird 
das Projekt sowohl aus Landesmit-
teln (19.550 Euro) als auch aus Zu-
schüssen der „Freunde des Kölni-
schen Stadtmuseums“ (3.900 Euro). 
Die Bestände städtischer Einrichtun-
gen auf Raubgüter hin zu überprü-
fen und angemessene Konsequen-
zen zu ziehen, liegt jedoch auch in 
der Verantwortung der Stadt und 
sollte deswegen auch finanziell aus 
städtischen Haushaltsmitteln voran-
getrieben werden. Es handelt sich 
hierbei schließlich nicht nur um die 

Aufarbeitung der Vergangenheit 
oder um Wiedergutmachungsversu-
che begangenen Unrechts, sondern 
auch um das Aufdecken asymmetri-
scher Machtbeziehungen in unserer 
Gegenwart.

Knut Lennart Scholz

Stadtentwicklung

Mehrheit völlig unkritisch 
gegenüber Hochhäusern
Gegen Die Linke hat der Stadtent-
wicklungsausschuss das Höhen-
entwicklungskonzept für die Inne-
re Stadt beschlossen. Damit ist der 
Weg für weitere Hochhäuser in Köln 
frei.

Einzig Die Linke hat mit einem 
Änderungsantrag zum Höhenent-
wicklungskonzept für die Innere 
Stadt eine kritische Haltung gegen-
über Investoreninteressen gezeigt. 
Die Linksfraktion bewertet Hochhäu-
ser grundsätzlich kritisch.

Je höher das Hochhaus, desto 
teurer und klimaschädlicher ist es. 
Deswegen lehnt Die Linke Hoch-
häuser über 60 Meter generell ab. 

In Zeiten des Klimawandels ver-
wundert die unkritische Haltung der 
Verwaltung und großer Teile der 
Kommunalpolitik gegenüber neu-
en Hochhäusern. Vor allem solche 
mit über 60 Metern haben einen un-
verantwortlich großen ökologischen 
Fußabdruck. Sie schaffen keine 
dichte Bebauung, denn die einzu-
haltenden Abstände sind viel größer 
als bei einer sechs oder sieben ge-
schossigen Bebauung.

Der Bau von Hochhäusern ist 
unverhältnismäßig teuer. In Hoch-
häusern lassen sich keine preiswer-
ten Mietwohnungen schaffen.

Auch bei Hochhäusern bis zu 60 
Metern gilt: Jedes Hochhaus muss 
einen Mehrwert für die Stadt und 
deren Bewohner*innen bringen. Ein 
Nutzen für die Öffentlichkeit und für 
das Gemeinwohl muss erkennbar 
sein. All das hat die Kölner Kommu-
nalpolitik in den Wind geschlagen. 

Die aktuellen Hochausvorhaben 
der DEVK in Riehl und Flosbach 
von Storch an der Deutz-Mülheimer-
Straße werden ausschließlich we-
gen Interessen der Investoren ge-
baut. Es ist nicht zu erkennen, dass 
diese Bauten für Köln und seine 
Einwohner*innen einen Mehrwert 
bringen.

Michael Weisenstein 
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Chorweiler

Angriff der AfD auf den Be-
zirksbürgermeister
Im Bezirk Chorweiler gibt es Stadt-
teile, die erst wenige Jahrzehnte 
alt sind. Es gibt aber auch alte Dör-
fer, die schon deutlich älter als 1000 
Jahre sind. Und in diesen Dörfern 
wird auch Karneval gefeiert, mit ei-
genen Dreigestirnen, Kinderdreige-
stirn, Prinzen und Prinzessinnen. 
Und Jahr für Jahr werden diese Tol-
litäten vom City Center zu einem 
Prinzenempfang eingeladen. Dieses 
Jahr am 2. Februar.

Auch andere Karnevalisten tre-
ten dabei auf. Durch das Programm 
sollten die Center-Managerin Chris-
tine Matlage und der Bezirksbür-
germeister Reinhard Zöllner führen. 
Leider musste Frau Matlage krank-
heitsbedingt absagen und damit 
blieb die Leitung der Veranstaltung 
allein bei Herrn Zöllner hängen. Der 
musste ständig im Blick haben, wel-
che Prinzen und Künstler schon da 
sind, Ansagen machen und Orden 
verteilen.

Am 5.2. titelte der Kölner Stadt-
Anzeiger „Bezirksbürgermeister 
hängt sich AfD-Orden um“. Fake-
News!

Die AfD-Mitglieder in der Bezirks-
vertretung Matthias Büschges und 
Philipp Busch baten den Bezirksbür-
germeister darum, sich persönlich 
bei ihm bedanken und verabschie-
den zu können. Der Bürgermeister 
im Stress ließ sich darauf ein. Die 
beiden hängten ihm den Orden um, 
machten ein Selfie und stellten es 
ins Netz. Für mich ist das eine Tät-
lichkeit. Hier wurde eine Stresssi-
tuation ausgenutzt, um einen po-
litischen Rufmord zu begehen. 
Gleichzeitig sollte ein Keil zwischen 
die demokratischen Kräfte getrieben 
werden.

Ich habe das zum Anlass ge-
nommen, die anderen demokrati-
schen Kräfte zu einem Gespräch 
einzuladen und wir waren uns am 
Ende einig: die wahren Täter ste-
hen rechts, Herr Zöllner ist ein auf-
rechter Gegner der AfD, kein Sym-
pathisant.

Die AfD setzt damit ihre Strate-
gie fort, den demokratischen Pro-
zess zu sabotieren. Sie veranlasst 

oft Sondersitzungen der BV. Das ist 
das Recht jeder Fraktion. Die AfD ist 
aber die erste, die es geschafft hat, 
zu der von ihr veranlassten Sitzung 
selbst nicht zu erscheinen.

Klaus Roth

Mülheim

Umsetzung Fahrrad- 
infrastruktur sabotiert
In der Sitzung der Bezirksvertre-
tung (BV) am 4. März lag die Be-
schlussvorlage für das Fahrradstra-
ßenkonzept Mülheim ein zweites 
Mal vor. Sie wurde mit den Stimmen 
von CDU, SPD und FDP abgelehnt. 
Stattdessen wurde ein Änderungs-
antrag beschlossen, der vorsieht 
jede noch so kleine Einzelmaßnah-
me der BV vorzulegen und eine Öf-
fentlichkeitsbeteiligung durchzufüh-
ren.

Die Vorlage war bereits Ende 
Januar auf Wunsch der CDU we-
gen Beratungsbedarf vertagt wor-
den. Dabei hatten Vertreter*innen 
der Verwaltung, der Bezirksvertre-
tung und von Verkehrsverbänden 
wie ADFC und VCD schon im No-
vember 2023 die Möglichkeit, die 
Thematik beim Runden Tisch Rad-
verkehr zu beraten. In diesem Gre-
mium zum Austausch über Planun-
gen von Fahrradwegen glänzt die 
Fraktion der CDU weitestgehend 
durch Abwesenheit. Sie merkt aber 

immer wieder kritisch an, dass der 
Runde Tisch Radverkehr kein Be-
schlussgremium ist, was allen Be-
teiligten natürlich bewusst ist. Als 
vorgeschaltete Gesprächs- und Be-
ratungsrunde für alle Fraktionen und 
Einzelmandatsträger*innen können 
fahrradpolitische Themen dort aus-
führlich diskutiert und beraten wer-
den, so dass es am Ende eines Ter-
mins durchaus eine Empfehlung 
geben kann. 

Die Verwaltung wies am 
21.11.2023 darauf hin, dass eine 
Zustimmung der Beschlussvorlage 
wichtig für die weitere Planung und 
den Ausbau der Fahrradinfrastruktur 
im Bezirk Mülheim ist. Man könne 
davon ausgehen, dass ohnehin nur 
2-3 Fahrradstraßen pro Jahr um-
gesetzt werden würden. Personel-
le Engpässe gäbe es auch im Amt 
für Mobilität und man wäre ja auch 
für die anderen Bezirke Kölns zu-
ständig. 

Es ist wahrhaft traurig und 

gleichzeitig empörend, dass trotz 
der enorm gestiegenen Anzahl von 
Fahrradfahrenden und der Erforder-
lichkeit, die Mobilitätswende auch 
durch eine attraktive und sichere 
Fahrradinfrastruktur zu unterstützen, 
die Autolobby noch immer so viel 
Einfluss hat und für derlei Verzöge-
rungen bzw. Stillstand sorgt.

Beate Hane-Knoll

Aus den Bezirken
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Kampagne gegen Architektur der Verachtung
https://ausgrenzende-architektur-koeln.de/

2023 erschien in deutscher Überset-
zung Mickaël Labbés Buch „Platz 
nehmen. Gegen eine Architektur der 
Verachtung“. Labbé ist Direktor der 
Philosophischen Fakultät der Uni-
versität Straßburg. Sein Buch wur-
de aufmerksam wahrgenommen. So 
erschien etwa in der Kölner Stadt-
revue eine Besprechung. Auch der 
Linksfraktion ist das Buch aufgefal-
len. Es hat uns zu einer Kampagne 
gegen eine Architektur der Verach-
tung angeregt, die am 8. April star-
ten wird.

Labbé unternimmt in seinem 
Buch drei Streifzüge durch die 
Stadt: 

Der erste Streifzug folgt Phäno-
menen, in denen sich die patholo-
gische Entwicklung des städtischen 
Raums beispielhaft zeigt: Zeichen 
der Verachtung und Nichtanerken-
nung in einem krank gewordenen 
Raum. 

Ein zweiter Streifzug ermöglicht 
es uns, den Gedanken des Rechts 
auf Stadt neu zu beleben: als Kampf 
um Anerkennung und Wiederaneig-
nung unserer Alltagsräume. 

Der dritte Streifzug untersucht 
kritisch, wie die Architektur als Dis-
ziplin zu einer erklärtermaßen ethi-
schen und sozialen Stadtentwick-
lung beitragen könnte.

Die „Camden Bench“ ist für ihn 
das paradigmatische Beispiel für ein 
ganzes Arsenal obdachlosenfeindli-
chen Mobiliars. Als unschuldiger ar-

chitektonischer 
Entwurf kaschiert, 
drücke diese 
Bank tatsäch-
lich Verachtung 
aus. Sie hindere 
Menschen daran, 
sich zu setzen, 
sich zu legen, 
sich auszuruhen. 
Sie signalisiere 
Obdachlosen, Ju-
gendlichen oder 
Drogenkonsumie-
renden, dass sie 
nicht willkommen 
sind.

Dabei wer-
den Probleme 
durch diese Mö-
bel nicht gelöst, 
sondern nur aus 
dem Blickfeld ver-
drängt. In der 
heutigen Gesell-
schaft sollen die 
Schwächsten un-
sichtbar gemacht 
werden.

Dem gleichen 
Ziel diene der 
Einsatz von Über-
wachungskame-
ras oder die verstärkte Präsenz der 
Polizei im öffentlichen Raum. Der 
Gipfel seien dann gated communi-
ties, in denen der Raum der Öffent-
lichkeit gänzlich entzogen wird.

Was durch solche Maßnahmen 
verloren gehe, sei die Erfahrung von 
Stadt: Der Möglichkeit einer Kon-
frontation mit der Vielfalt von Le-
bensweisen, und die Notwendigkeit, 
mit Menschen auszukommen, die 
anders sind als man selbst.

Dem stellt Labbé mit Verweis 
auf den französischen Philosophen 
Henri Lefebvre das Recht auf Aneig-
nung des städtischen Territoriums, 
auf ein erneuertes Recht auf Stadt 
entgegen. In Zeiten wie heute sei es 
notwendig, die Stadt anders zu den-
ken: dem Individualismus, der Ver-
einzelung und der Zerschlagung kol-
lektiver Selbstorganisation stellt er 
das Bedürfnis, die Räume unseres 
Lebens selbst zu gestalten, entge-
gen.

Die Durchsetzung dieses „Utopi-

schen Begehrens“ erfordere Hand-
lungs- und Durchsetzungsmacht der 
„gewöhnlichen Bürger“.

Gerne schließen wir uns sei-
nem Plädoyer für jene banalen, ge-
wöhnlichen, nicht immer perfekten 
und nicht besonders aufregen-
den Alltagsorte an. Ziel ist es nicht, 
die Straßen und Plätze für die Tou-
rist*innen herauszuputzen. Es geht 
um das gewöhnliche Leben der An-
wohner*innen und Besucher*innen. 
Für Labbé ist das der unscheinbare, 
ja ein wenig hässliche Marktplatz in 
Neudorf (Straßburg). In Köln wären 
das vielleicht der Platz an der Kalker 
Post oder der Platz der Kulturen in 
Finkenberg.

Mickaël Labbé: Platz nehmen. Gegen 
eine Architektur der Verachtung
Edition Nautilus, Hamburg, 2023, 208 Sei-
ten, 20 Euro
Fotos hier: Mickaël Labbé: Platz nehmen. 
Gegen eine Architektur der Verachtung | 
EDITION NAUTILUS (edition-nautilus.de)

Veranstaltung
gelesen … Bücher über linke 
Stadtpolitik: 
Mickaël Labbé: Platz nehmen. 
Gegen eine Architektur der Ver-
achtung
Freitag, 26. April, 18:00 Uhr 
(Ort steht noch nicht fest. Bitte 
Internetseite beachten.)

Die Ziele unserer Kampagne:
Wir wollen für eine Architektur und Stadtgestaltung 
sensibilisieren, die ganze Bevölkerungsgruppen aus-
grenzt, sie unsichtbar machen will.
Wir werben demgegenüber für eine offene und einla-
dende Architektur und Stadtgestaltung, für öffentliche 
Räume, für ein „Recht auf Stadt“ für alle.
Wir ermuntern und unterstützen Menschen dabei, 
sich ihre Stadt wieder anzueignen.

Beteiligt euch: Schickt uns Fotos
Auf einer eigens für diese Kampagne eingerichteten 
Internetseite informieren wir über unsere Veranstal-
tungen, Diskussionen und Forderungen. Vor allem 
aber veröffentlichen wir hier Fotos von Beispielen ei-
ner Architektur der Verachtung, die ihr uns schickt.
Solche Beispiele könnten sein:
n Mobiliar, das so gestaltet ist, dass man sich nicht 
hinlegen kann, sich nicht einmal setzen kann;
n Steine, Poller, etc., die verhindern, dass Menschen 
sich unter Dächern aufhalten können;
n Zäune, Hecken, etc., die Menschen am Betreten 
von Flächen hindern sollen;
n monumentale Bauwerke, die Menschen ‚klein‘ ma-
chen.
Wir laden dann zu einem Rundgang zu ausgewähl-
ten Beispielen ein. 

Aus den Meldungen und den Erfahrungen des 
Rundgangs werden wir Anfragen und Anträge in 
Ratsgremien erarbeiten.
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Bild ober: Aktion von den Kolleginnen und Kolle-
gen bei Deutz, Art. 1 GG (Menschenwürde)

Bild Mitte: Aktion der Kolleginnen und Kollegen 
von Leybold, Respekt

Bild unten: Ford Köln
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Ein Erfolg!

Die #15vor12 Aktionen in den Be-
trieben waren ein großer Erfolg. Bei 
Ford, Deutz und Leybold haben sich 
insgesamt mehrere tausend Men-
schen an Aktionen und Diskussio-
nen beteiligt, die wir mit keiner De-
monstration oder Kundgebung 
bisher erreicht hatten.

Die Mobilisierung für diese Ak-
tionsform, die auch eine befris-
tete Produktions- und Arbeitsun-
terbrechung beinhaltete, war dort 
besonders erfolgreich, wo sich Be-
triebsräte und Gewerkschaften da-
für engagierten, und die Geschäfts-
leitungen die Aktion unterstützten. 
Dies gilt auch für viele betriebliche 
Einrichtungen der großen Sozialver-
bände.

Dabei wurden auch moderne 
Kommunikationsformen, wie You-
Tube Konferenzen und Webex/
Zoom/Teams-Konferenzen genutzt 
und eingesetzt. 

In vielen kleineren Be-
trieben und Verwal-
tungen fanden auch 
niederschwelligere Ak-
tionsformen an diesem 
Tag statt: z. B. Bildak-

tionen während Betriebsversamm-
lungen. Das Thema AfD/Rassismus 
wurde offensiver thematisiert als in 
den vergangenen Jahren.

Alle diese betrieblichen Aktionen 
wurden in den Aufrufen mit unserer 
KSSQ-Aktion #15vor12 verbunden. 
Der Aktionsaufruf hatte eine initiie-
rende Wirkung und die Setzung ei-
nes einheitlichen Datums (21. März 
als internationaler Tag gegen Ras-
sismus) und einer einheitlichen Uhr-
zeit (11.45-12.00 Uhr) gaben allen 
Beteiligten – auch bei kleineren Be-
legschaften – das ermutigende Ge-
fühl, Teil einer größeren Bewegung 
an diesem Tag zu sein.

Ein besonders großer Erfolg war 
auch die Bewegung an den Schu-
len in Köln-Ehrenfeld (21 Schulen 
demonstrierten zum Bezirksrathaus, 
Schülerinnen hielten Statements), 
Köln-Mülheim und Innenstadt. Initi-

atoren waren gleichermaßen Schü-
lervertretungen wie Lehrer. Die 
Hochschulen fielen wegen der Se-
mesterferien aus. Initiativreich wa-
ren auch die Aktionen der Kulturin-
stitutionen (Gürzenich-Orchester, 
Comedia, Klubkomm, IG Gastro 
etc.), die mit ihrem Streik nicht nur 
die Mitarbeitenden, sondern auch 
die Zuhörenden und Kunden er-
reichten. Symbolische Aktionen der 
Sportvereine können ergänzend ge-
nannt werden. Deren Aktionszeiten 
am späten Nachmittag/Abend wa-
ren mit unser #15vor12 Aktionsform 
nicht massenwirksam umzusetzen.

Das Konzept der Sternmärsche 
und Abschlußkundgebung kann nur 
in sehr engen Grenzen als Erfolg 
verzeichnet werden. So positiv die 
Abschlußkundgebung von allen Be-
teiligten inhaltlich und emotional be-
wertet wurde, so enttäuscht reagier-
ten doch Medien wie Beteiligte auf 
die insgesamt geringe Teilnehmen-
denzahl.

Witich Roßmann, 
 Köln stellt sich quer
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Im Frühsommer soll der Rat dar-
über entscheiden, ob die KVB auf 
der Ost-West-Achse zwischen Heu-
markt und Aachener Weiher oben 
ausgebaut werden soll oder in ei-
nen Tunnel verlegt wird. Die Linke 
beantragte die Prüfung einer weite-
ren Variante mit der Beibehaltung 
von 60 m Zügen oberirdisch, die vie-
le Vorteile hat. 

Beide Varianten, ob oben oder 
unten, sehen auf der Linie 1 verlän-
gerte Züge vor, um die Kapazität zu 
erhöhen. Dabei wird immer von ei-
ner Kapazitätserhöhung von 50 Pro-
zent gesprochen. Das stimmt aber 
nicht, weil die 90 Meter langen Züge 
nur auf der Linie 1 möglich sind. Bei 
den Linien 7 und 9 bleibt es bei 60 
Metern und somit bei der herkömm-
lichen Kapazität.

In unserem Vorschlag bleibt es 
bei 60 Meter Bahnen. Die Halte-
stellen Neumarkt und Heumarkt er-
halten je Fahrtrichtung versetz-

te Mittelbahnsteige mit jeweils zwei 
Haltegleisen. Damit können doppelt 
so viele Bahnsteigkanten die Pas-
sagiere während des Umstiegs auf-
nehmen.

Am Neumarkt bleibt der Halte-
punkt für die Fahrtrichtung Westen 
am jetzigen Standort, und er erhält 
ein Umgehungsgleis für die Fahrt-
richtung Ost. Das ist im Übrigen 
auch eine Variante der Verwaltung.

Das gleiche Prinzip gilt auch für 
den Heumarkt. Dazu hat die Verwal-
tung keine Planung vorgelegt, weil 
versetzte Mittelbahnsteige dort für 
90 Meter Bahnen aus Platzgründen 
nicht zu realisieren sind. Die richtige 
Antwort ist aber nicht der Verzicht 
auf versetzte Mittelbahnsteige, son-
dern die Beibehaltung der 60 Me-
ter Bahn. Ansonsten bleibt der Heu-
markt dauerhaft ein Nadelöhr.

Durch die Verdoppelung von 
Bahnsteigkanten und der Umfah-
rungsgleise sparen wir jede Menge 

Zeit in der Abfertigung an den Hal-
testellen. Die gewonnene Zeit nut-
zen wir zur Taktverdichtung. Künftig 
können auf dem Nadelöhr zwischen 
Deutzer Brücke und Neumarkt in ei-
ner Fahrtrichtung pro Stunde 20 
statt 12 Züge auf der Linie 1 fahren, 
und 8 statt 6 auf der Linie 7. Das be-
deutet eine Kapazitätserhöhung um 
insgesamt 33 %, 20 % mehr als die 
des Langzugkonzeptes.

Mit diesem Konzept sparen wir 
jede Menge Zeit und Geld. Denn 
wir brauchen dann keine Bahnsteig-
verlängerungen in den Außenberei-
chen, an 34 Haltestellen. Die Um-
bauten am Neumarkt und Heumarkt 
halten sich in Grenzen.

Oben Bleiben mit 60 Meter Bah-
nen heißt also: Kapazität erhöhen, 
Geld und Zeit sparen. Trotz dieser 
guten Argumente hat außer der Lin-
ken nur die Gruppe Klimafreunde & 
Gut für unseren Antrag gestimmt.

Michael Weisenstein

Europapolitik ist Kommunalpolitik
Die Europawahl 2024 naht mit gro-
ßen Schritten – und die Demokra-
tien in der Europäischen Union 
werden von antieuropäischen, popu-
listischen und rechtsextremen Par-
teien herausgefordert. Auch wenn 
die ganze Welt immer näher zusam-
menrückt, und junge Menschen so 
mobil und europaweit vernetzt sind 
wie noch nie: die rechtsextremen 
und nationalistischen Europafeinde 
sitzen im Europäischen Parlament. 
Es ist wichtiger denn je, für die Zu-
kunft des europäischen Projekts zu 
werben. Deswegen beteiligte sich 
die Linke an einem gemeinsamen 
Antrag auf der letzten Ratssitzung.

Die Kommunen sind ein wichti-
ger Baustein des europäischen Ge-
bäudes. In den Anfängen der Euro-
päischen Gemeinschaft sind es die 
Städtepartnerschaften, die den Bür-
gern die Vision eines friedlichen Eu-
ropas näherbringen. Die Städtepart-
nerschaften sind ein Erfolg, weil sie 
auch von Bürgerinnen und Bürgern 
getragen werden, die sich ehren-
amtlich eingesetzt haben und es im-
mer noch tun.

Die in Städtepartnerschaften un-
mittelbar erlebbaren Vorzüge von 

Demokratie und Vernetzung müs-
sen sich aber auch in der Politik der 
EU niederschlagen. Sie muss sozi-
aler, ihre Gremien demokratischer 
werden. 

Die Kommunen sind zunehmend 
von der EU-Rechtsetzung betrof-
fen und für deren Umsetzung zu-
ständig. Heute geht man davon aus, 
dass zwei Drittel der auf EU-Ebe-
ne getroffenen Entscheidungen und 
Regelungen die Kommunen direkt 
oder indirekt betreffen. Europapolitik 
ist in diesem Sinne über weite Stre-
cken Kommunalpolitik. Insofern ist 
es nur richtig, sich als Kommunalpo-
litiker*innen in den entsprechenden 
Gremien zu engagieren. 

Dieses Engagement zahlt sich 
auf vielen Ebenen aus. Die wich-
tigste Ebene ist die Demo-
kratisierung. Die europawei-
ten Netzwerke können dazu 
beitragen, die Demokratisie-
rung auf lokaler und euro-
päischer Ebene zu fördern. 
Durch den Austausch von 
Informationen, Best Practi-
ces und gemeinsamen Pro-
jekten können Kommunen 
über ihre Vertreter*innen 

besser in die europäische Politik 
eingebunden werden. Zugleich wer-
den auch die Bürger*innen näher an 
die politischen Entscheidungspro-
zesse herangeführt. 

Allerdings bedarf die weiterge-
hende Vernetzung von Ratsmit-
gliedern auch bessere Strukturen 
und Ressourcen. Vergessen wir bit-
te nicht, dass sich Kommunalpoliti-
ker*innen in der Regel ehrenamtlich 
einbringen. Die meisten von uns ha-
ben neben ihrer Ratstätigkeit einen 
Vollzeitjob. Zusätzliche Aufgaben 
brauchen auch zusätzliche Unter-
stützung. Ohne zusätzliche Struk-
turen für die Wahrnehmung der zu-
sätzlichen Aufgaben wird es nicht 
gehen.

Güldane Tokyürek

Mehr Kapazität, Zeit und Geld sparen
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Mo., 15. April
Wohnungskrise und Ob-
dachlosigkeit beenden! 
„Köln konnte es - und 
kann es heute noch“, Hea-
ring mit Dr. Gerhart Baum 
(Bundesminister aD.), 
Franz-Xaver Corneth (Mie-
terverein), Monika Scholz 
(Johanneshaus), Kathrin 
Möller (GAG Immobilien) 
u.a. Wohnungsnot und Ob-
dachlosigkeit – gab es auch 
zu Beginn der 70er Jahre. 
Anders als heute beschloss 
der Rat der Stadt 1971 in 
einem bereiten Bündnis 
dagegen vorzugehen – und 
schuf in wenigen Jahren 
20.000 preiswerte Woh-
nung. Die Initiator:innen 
der Veranstaltung sagen, 
dies sei auch heute möglich 
und stellen ihre Resolution 
vor. 18.30 Uhr, Karl Rahner 
Akademie, Jabachstr. 4-8, 
50676 Köln 

Di., 16. April
Neue Räume schaffen Be-
ziehungen. Drei innovative 
städtebauliche Kultur-
projekte, mit  Chris Sigaloff 
(Projektleiterin Openbare 
Bibliotheek Amsterdam), 
Anke Büttner (Leiterin der 
Monacensia München) und 
Ellen van Loon (Architektin, 
Rotterdam), Mod.: Jürgen 
Keimer (hdak), 19 Uhr, Eine 
Stunde Baukultur, Eintritt 
frei, Haus der Architektur  
Josef-Haubrich-Hof 2, 
50676 Köln 

Do., 18. April
Die EU-Wahlen 2024: Des-
information, Wahrheiten, 
Beeinflussung? Panel u.a. 
mit Correctiv.Faktencheck, 
Anmeldung: https://vhs-
koeln.de, Demokratie, wir 
ziehen dich warm an! 19 
Uhr, FORUM Volkshoch-
schule im Museum am Neu-
markt, Cäcilienstraße 29-33, 
50667 Köln 

Fr., 19. April
Wie verändert ein Grund-
einkommen unsere Gesell-
schaft? 
Impulsfilm und Diskus-
sion zum bedingungslosen 

Grundeinkommen, ge-
meinsam vertiefen und 
erarbeiten, wie es konkret 
funktioniert, Workshop mit 
Dirk Schumacher, Infor-
matiker und langjähriger 
BGE-Aktivist, Freitag und 
Samstag, Info: https://www.
fbw-rheinland.de Freier Ein-
tritt, 18 bis 21 Uhr, Freies 
Bildungswerk Rheinland, 
Luxemburger Straße 190, 
50937 Köln 

Di., 23. April
Das Allerweltshaus ist 
voller Menschen mit span-
nenden Geschichten. Dies-
mal laden wir euch herzlich 
ein, sich beim nächsten 
Erzählcafé von Worian Ah-
madi inspirieren zu lassen. 
Er wird uns einen Einblick 
in seine bewegende Le-
bensgeschichte geben, die 
geprägt ist von Mut, Enga-
gement und einer starken 
Verbundenheit zur Pflege 
und Menschlichkeit.
Ursprünglich aus dem Iran 
stammend, trotzte Ahmadi 
den drohenden Schatten 
des Todesurteils und wag-
te eine mutige Flucht, die 
ihn schließlich nach Köln 
führte.  
19 Uhr, Allerweltshaus, 
Geisselstraße 3-5, Ehren-
feld.

Do., 25. April
Kulturretter:innen. Aus-
stellungseröffnung mit 
musikalischer Begleitung 
von Emanuel Meshvinski, 
Konzeption/Produktion: 
Kooperative Berlin Kultur-
produktion KBK e. V. , Info: 
https://nsdok.de 19 Uhr, 
NS-Dok. im El-De-Haus, 
Appell-
hofplatz 
23-25, 
50667 
Köln 

Di., 30. 
April
Arbeit-
nehmer-
emp-
fang 
im Rat-
haus. 18 

Uhr, Historisches Rathaus.

Mo., 13. Mai
Die Debatte um „politische 
Neutralität“ der (politi-
schen) Bildung – Welche 
Unabhängigkeit braucht 
Bildung in einer demokrati-
schen Gesellschaft?
Online von, 18-20 Uhr, An-
meldung unter gk.bildungs-
politik@rosalux.org 
Prof.in Dr.in Gudrun Hent-
ges / Prof.in Dr.in Bettina 
Lösch 

Do., 16. Mai
Sitzung des Rates der Stadt 
Köln. Live oder im Livestre-
am ab 15.30 Uhr.

Gedenkveranstaltung für 
Roma und Sinti in Ehren-
feld. Mit Markus Reinard, 
Josef-Wirges und Rolli 
Brings. 18 Uhr, Matthias-
Brüggen-Str. /Ecke Venloer 
Str.

Di., 28. Mai
Europawahl 2024 - Zukunft 
Zuwanderung. Veranstal-
tung von Köln zeigt Hal-
tung mit Claudia Walther, 
SPD, Jörg Detjen, Die Linke, 
Rebekka Müller, Volt. Ver-
treter:in von CDU, Grüne 
und FDP sind angefragt. 
Moderation Uli Kreike-
baum.
Politische Verfolgung, Krieg, 
Armut oder der Wunsch 
nach Familienzusammen-
führung sind nur einige der 
Gründe für die aktuellen 
Fluchtbewegungen. Mig-
ration und Einwanderung 
wird auch für Europa eine 
Wirklichkeit bleiben, die 
einer Ausgestaltung bedarf.  
Politik und Gesellschaft 
müssen grundsätzliche 
Antworten auf die Fragen 
nach Migration und Integ-
ration finden. Das Gemein-

same Europäische 
Asylsystem (GEAS) 
zeigt, dass wichtige 
Grundsatzentschei-
dungen in Brüssel 
und Straßburg ge-
troffen werden. 
Deswegen haben 
wir vor der Europa-
wahl 2024 Politike-
rinnen und Politiker 
eingeladen, Aus-
kunft zu geben. Mit 
welchen Zielen und 

 

Mo, 15. April, 18.15 Uhr
AK Umwelt

Do, 18. April, 18.00 Uhr
AK Verkehr

Do, 18. Februar, 19.00 Uhr
AK Bildung und Jugend

Mo, 22. April, 19.30 Uhr
AK Gesundheit + Inklusion
Ausschussvorbereitung

Do, 25. April, 18.00 Uhr
AK Bau, Liegenschaften, 
Stadtentwicklung und 
Wohnen

Do, 25. April, 18.15 Uhr
AK Kunst, Kultur + Medien

Di, 30. April, 18.15 Uhr
AK Frauen

Do, 2. Mai, 19:00 Uhr
AK Bildung und Jugend

Mo, 13. Mai, 18.15 Uhr
AK Umwelt

Do, 23. Mai, 18.15 Uhr
AK Kunst, Kultur + Medien

Mo, 27. Mai, 19.30 Uhr
AK Gesundheit + Inklusion

Fr, 31. Mai, 16.00 Uhr
AK Soziales und Integration

Visionen stellen sie sich den 
migrationspolitischen Her-
ausforderungen? Was sind 
in ihren Augen die nächsten 
konkreten Schritte für ein 
zukunftsfähige Einwande-
rungspolitik?
19 Uhr. Karl-Rahner-Akade-
mie.

Sa., 1. Juni
Kundgebung von Arsch 
Huh und Köln stellt sich 
quer: Für Demokratie – De-
mokratie schützen. 14 Uhr 
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Aus der Rede von Jörg Detjen:
„Ihr leistet eine wichtige und gute Arbeit. Sie ist aber 
nicht nur wichtig und gut, sie ist auch eine „hoheitliche 
Aufgabe“. Sie sollte vom Staat erledigt werden. Der hat 
sie aber an ein privates Unternehmen delegiert.

Hoheitliche Aufgaben stehen in einer besonderen 
Verantwortung. Sie fallen unter das Tariftreuegesetz. 
Dieses Gesetz gilt bei der Vergabe öffentlicher Aufträ-
ge, was 85 Prozent aller Aufträge im Bundesanzeiger 
ausmacht. Die Tariftreue müsste beim Bundesanzei-
ger eigentlich doppelt wirksam sein: Einmal im Vertrag 
zwischen Deutschland und dem Bundesanzeiger und 
einmal bei Aufträgen an private Unternehmen ab einem 
Auftragsvolumen von 25.000 Euro.

Meine Fraktion Die Linke hat also sehr gute Gründe, 
euren Protest und eure Forderungen zu würdigen und 
zu unterstützen:
1. Wir brauchen eine neue Eingruppierungsordnung. 
Wir brauchen armutsfeste Löhne.
2. Leiharbeit muss deutlich reduziert werden. Eure For-
derung nach einer Obergrenze von 25 Prozent ist ver-
nünftig.
3. 8 % Lohnforderung 
liegt im normalen Rah-
men anderer gewerk-
schaftlicher Forde-
rungen. Lasst sie uns 
durchsetzen!
4. Der Bundesanzeiger-
Verlag muss sich seiner 
Verantwortung als Trä-
ger hoheitlicher Aufga-
ben stellen und den Tarif-
vertrag anwenden.
Seit mutig und klug: Mit 
Eurer Arbeit leistet ihr ei-
nen wichtigen Beitrag 
für eine demokratische 
und transparente Gesell-
schaft.“

Bitte kosten       los schicken

Ja, ich möchte regelmäßig Informationen über die Arbeit der 
Fraktion DIE LINKE. Köln erhalten. Bitte schicken Sie den „Platz- 
jabbeck“ kostenlos und unverbindlich an folgende Adresse:

 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Name, Vorname   

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Straße, Postleitzahl, Ort

DIE LINKE. Fraktion im Rat der Stadt Köln
Rathaus, Spanischer Bau, Rathausplatz 1, 50667 Köln
Tel. 221-278 40, E-Mail: dielinke@stadt-koeln.de
V.i.S.d.P. Michael Weisenstein

Singen macht Spaß. Linke Lieder singen 
macht noch mehr Spaß. Linke Lieder  
zusammen mit anderen Linken zu singen 
macht unübertrefflichen Singespaß.

Wir singen Lieder der europäischen Arbeiter*innen- 
bewegung, Anti-Kriegslieder, Widerstandslieder von der 
„Internationalen“ bis zu „The Red Flag“, von  
„Die Arbeiter von Wien“ bis „Bella Ciao“.

Wir freuen uns über Vorschläge und singen ganz be-
stimmt auch dein Lieblingslied.

Sei bei unseren Proben dabei (dazu Mail an andrea.
kostolnik@stadt-koeln.de schicken und du wirst eingela-
den) oder komm direkt an unserem Liederabend ins  
Naturfreundehaus Kalk. 

Du musst weder singen noch Noten lesen können, um 
bei uns mitzumachen. 

„Reih dich ein in die Arbeiter*inneneinheitsfront!“  
Wir freuen uns auf dich!

Vom 25. bis zum 27. März streikten die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter des Bundes-
anzeigers in Köln für einen Haustarif. 


